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Schon letztes Jahr durfte ich Sie am 1. August, 
dem Geburtstag unseres Landes, an den 
Ursprung der Schweiz erinnern. Die Sorge um 
Familie, Hab und Gut, der Wille zur Freiheit, 
Unabhängigkeit und Eigenverantwortung 
standen am Anfang der Eidgenossenschaft. 
Diese Werte haben unser Land stark ge-
macht und während Jahrhunderten geprägt.
Sie garantieren uns Wohlstand und Sicher-
heit in guten wie in schlechten Zeiten. Die 
gemeinsamen Grundwerte der Eidgenossen-
schaft sind im Bundesbrief von 1291 fest-
gehalten. «Im Hinblick auf die Arglist der 
Zeit» gelobten sich die Gründer unseres 
Landes gegenseitig Hilfe und Schutz. Sie 
versprachen die gemeinsame Abwehr von 
Angriffen und den Verzicht auf fremde 
Richter.

Die Schweiz hat es als armes Land zur Zeit unserer
Gründerväter an die Spitze geschafft. Gerade auch
im Angesicht der Wirtschafts- und Staatshaushalts-
krisen unserer Zeit hat sich die Überlegenheit des 
Erfolgsmodells Schweiz gezeigt.

Diese Errungenschaften sind aber in Gefahr. 
Bundesrat und Parlament stellen durch ihr
Handeln die Grundwerte und Stärken unseres
Landes immer mehr in Frage. 

Nein zum EU-Beitritt
Massgebende Personen und Parteien reden dem 
EU-Beitritt das Wort. Doch wer wird einmal die 
exorbitanten Schulden Europas tragen? Unsere 
Kinder und Enkel. Die Schweiz würde bei einem 
EU-Beitritt doppelt und dreifach bezahlen. Dennoch 
wollen uns die Classe politique und die «Eliten» durch 
Hintertüren in die EU drängen. Nach wie vor liegt 
auch das EU-Beitrittsgesuch der Schweiz in Brüssel. 
Ein Beitritt zur EU würde die Abschaffung der 
direkten Demokratie, tiefere Löhne, mehr Arbeits-
lose, höhere Mieten, noch mehr Abgaben und 
Steuern sowie Milliardenzahlungen an Brüssel 
bringen. Die EU-Frage ist zum Wohle der Freiheit 
und Unabhängigkeit erneut, wenn möglich via 
Volksentscheid, zu klären.  

Freiheit und Unabhängigkeit sind zu bewahren
Freiheit und Unabhängigkeit gilt es zu verteidigen. 
Ein Instrument der Landesverteidigung ist die 
Milizarmee, die im Volk verankert ist und somit 
auch nicht zum Spielball der Politiker werden 
kann. Verzichten wir auf das Milizsystem, geben 
wir entweder die Landesverteidigung auf, oder wir 
setzen auf eine teure Berufsarmee. Diese würde 
dann wohl vor allem im Ausland Aufträge suchen 
und Konfl ikte ins eigene Land holen. Gefährdet 
sind Freiheit und Unabhängigkeit auch durch eine

ideologisch geprägte Aussenpolitik. Man denke 
dabei an die Libyen-Krise, den im letzten Moment 
verhinderten Einsatz der Armee gegen Piraten vor
Somalia oder die Entschuldigungen für Volksent-
scheide im Ausland. Der Freiheit und Unabhängig-
keit ist Sorge zu tragen.

Die Überfremdung der Schweiz
Seit je haben zahlreiche Ausländerinnen und 
Ausländer in der Schweiz eine neue Heimat gesucht, 
sei es als Flüchtlinge, sei es als Arbeitsuchende. 
Ohne sie wären viele Unternehmungen heute nicht 
dort, wo sie stehen. Die Schweiz hat aber ernsthafte 
Probleme mit der Zuwanderung. Die Untätigkeit 
von Bundesrat und Mitte-links-Parteien führte zu 
einem unkontrollierten Bevölkerungswachstum mit 
schwerwiegenden Konsequenzen für die Schweiz. 
Wichtige Qualitäten und Traditionen unseres 
Landes werden in Frage gestellt. Zudem fühlen sich 
viele Schweizerinnen und Schweizer nicht mehr 
sicher im eigenen Land. Nahezu die Hälfte aller 
Verbrechen in der Schweiz wird durch Ausländer 
verübt. Diese Situation ist eine Konsequenz der 
unkontrollierten Masseneinwanderung und der 
laschen Strafen in der Schweiz. Nur mit einem 
JA zur Ausschaffungsinitiative am 28. November 
2010 kann das Bedürfnis der Schweizerinnen und
Schweizer nach mehr Sicherheit und vor allem
nach einem konsequenten Durchgreifen verwirk-
licht werden. 

Die Geringschätzung der Familie 
Die Bedeutung der Familie und der Verantwortung 
der Eltern für die Erziehung der Kinder wird immer 
mehr in Frage gestellt. Der Staat drängt immer 
stärker in den Verantwortungsbereich der Eltern 
ein. Mit vier Jahren sollen die Kinder bereits in den 
obligatorischen Schulunterricht gehen. Und hört 
man den Bildungsbürokraten zu, streben diese eine 
noch frühere Eingliederung in staatliche Angebote 
an. Statt dass die Lehrerinnen und Lehrer in der 
Schule ihrem eigentlichen Auftrag der Ausbildung der 
Kinder nachgehen können, werden sie überladen mit 
bürokratischen Formalitäten und stetig wechselnden 
Reformideen. Das eidgenössische Parlament hat gar 
beschlossen, dass Betreuungsabzüge und damit 
Steuererleichterungen nur jenen Familien zugute- 
kommen sollen, die ihre Kinder fremd betreuen 
lassen. Die Familieninitiative der SVP verlangt, dass 
auch die Eltern, die ihre Kinder selbst erziehen, 
Steuerabzüge machen können. Treten wir zusam-
men für die Wahlfreiheit und Eigenbestimmung 
der Familien ein.

Finanzielle Sicherung der Sozialwerke
Die Politiker und Gewerkschafter überladen die 
Sozialwerke, die Zeche hat jedoch das Volk, wir 
alle, zu bezahlen. Die Arbeitslosenversicherung 

ist mit über 7 Milliarden Franken verschuldet. 
Jetzt werden die Lohnbeiträge erhöht, hoffentlich 
«nur» um +0.2% – wenn wir Schweizerinnen und 
Schweizer am 26. September 2010 an der Urne JA 
zur Revision der Arbeitslosenversicherung sagen. 
Sonst bezahlen wir, die arbeitende Bevölkerung, 
gar +0.5% mehr Abgaben auf unseren Löhnen. Mit 
einem JA stärken wir den sozialen Zusammenhalt 
und die fi nanzielle Sicherheit unserer Sozialwerke.  

Wir müssen jetzt handeln
Es ist richtig, sich Gedanken über die Zukunft 
unseres Landes zu machen. Inmitten der zahlreichen 
Herausforderungen gilt es festzuhalten, dass die 
Wurzeln in unserem Land gesund sind. Besinnen 
wir uns auf die Grundwerte und die Stärken 
der Schweiz. Das Volk ist die höchste Instanz 
in unserem Land und bestimmt den Weg. Wir 
Bürgerinnen und Bürger haben die Möglichkeit, an 
der Urne bei Abstimmungen und Wahlen und durch 
Volksinitiativen Veränderungen herbeizuführen. Das 
ist die Stärke der direkten Demokratie, der es Sorge 
zu tragen gilt.

Die SVP führt vom 1. August bis am 31. Oktober
dieses Jahres eine Volksbefragung zur Asyl-
und Ausländerpolitik durch (www.volksbe-
fragung.ch). Wir sind an Ihren Anliegen und 
Ideen zum Wohle aller Bürgerinnen und 
Bürger in unserem Land interessiert. Wir 
freuen uns, wenn Sie möglichst zahlreich mit-
machen. Ich danke Ihnen, dass Sie unserem 
Land Sorge tragen. 

Auch dieses Jahr wünsche ich Ihnen wieder einen 
schönen und besinnlichen 1. August.
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